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Zusammenfassung Die ckonomische Rechtsanalyse kann durch ihr spezifisches
Instrumentarium und ihre Konzentration auf das Effizienzprinzip mogliche Fehlal-
lokationen aufdecken und dem Gesetzgeber Alternativvorschldge unterbreiten. Der
vorliegende Beitrag widmet sich der Rechtsanwaltsvergiitung im Strafprozess und
arbeitet auf Basis des 6konomischen Ansatzes heraus, dass die gegenwirtige Ausge-
staltung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes sowie die diesbeziigliche Ausweitung
der Rechte des Angeklagten Anreize setzen, die Verfahrensdauer tiber ein aus 6ko-
nomischer Sicht optimales Niveau hinaus auszudehnen, aus gesamtgesellschaftlicher
Sicht ineffizient.
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2 F. Daumann, F. Follert

Some economic considerations on (mis)incentives of the lawyers’ fees
act in criminal proceedings

Abstract With its specific instruments and its focus on efficiency, economic anal-
ysis of law can highlight possible misallocations and suggest alternatives to the
legislature. This paper is devoted to the remuneration of lawyers in criminal pro-
ceedings. Based on the economic approach, we emphasize that the current structure
of the Law on the Remuneration of Lawyers (Rechtsanwaltsvergiitungsgesetz) and
the extension of the rights of the accused in this respect create incentives to extend
the duration of the proceedings beyond an optimal level from an economic point of
view, which is inefficient from the point of view of society as a whole.

Keywords Law and economics - Trial - Incentives - Remuneration of lawyers

1 Einleitende Bemerkungen

Aus ordnungspolitischer Sicht ist die Durchsetzung des Rechts neben dem Schutz
von Privateigentum und korperlicher Unversehrtheit eine der Kernaufgaben des Staa-
tes (Buchanan 1975; Hayek 2003). Allerdings zeichnet sich die Durchsetzung des
Rechts nicht durch Nichtrivalitit im Konsum und NichtausschlieBbarkeit aus und
stellt daher aus 6konomischer Sicht kein Kollektivgut dar (Eichenberger 2004). Prin-
zipiell lassen sich einzelne Personen von der Nutzung ausschlieBen und es existiert
Rivalitit der Nutzung. Mit anderen Worten: Die Kapazititen der Rechtsdurchsetzung
mittels Gerichten sind in sachlicher und personeller Hinsicht begrenzt (Caesar und
Gerhardt 1994; Eidenmiiller 2015; Neunzig 1999), was bereits dadurch ersichtlich
wird, dass in manchen Bundesldndern erhebliche Aufschiibe bis zu Prozessbeginn
identifiziert werden konnen.

Vor dem Hintergrund des effizienten Umgangs mit knappen Ressourcen hat sich
ausgehend von den Vereinigten Staaten seit einigen Jahrzehnten eine 6konomische
Analyse von Recht und Justiz etabliert, die auch im deutschen Sprachraum Un-
terstiitzer findet (Coase 1960; Calabresi 1961; Becker 1968; Posner 1975, 1985,
1993; Kirstein 1999; Schmidtchen und Weth 1999; Schmidtchen 2000; Schifer und
Ott 2020). Ausgehend von der zentralen Annahme, dass Menschen systematisch
auf Anreize reagieren, die den erwarteten Nutzen und die erwarteten Kosten einer
Handlung verdndern (Kirchgéssner 2013; Emrich und Follert 2019), lassen sich auch
strafrechtliche Bereiche analysieren (Becker 1968, S. 169; Posner 1985, S. 1193;
Follert 2018, S. 420; 2019, S. 51). Eidenmiiller (1997, S. 13) sieht die 6konomische
Analyse des Rechts primér als ,,Gesetzgebungstheorie* und gesteht es der Legislative
zu, eine ,,Rechtsfortbildung im Sinne der 6konomischen Analyse* vorzunehmen, um
ein Effizienzziel (Hyckel 2020, S. 27ff.) zu erreichen. Insofern ist es naheliegend,
auch Regelungen, die starke Auswirkungen auf die Verhaltensweisen der Akteure
im Gerichtsprozess haben, 6konomisch zu wiirdigen, um Gesetzesfolgen analysieren
zu konnen. Die 6konomische Rechtsanalyse bedient sich hierbei als komplexitits-
reduzierende Methode einer eindeutigen Zielfunktion, was eine a priori-Beurteilung
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ermoglicht (Eidenmiiller 1997, S. 83). Dies ist Gegenstand des vorliegenden Bei-
trags.

Hier soll ein Bereich innerhalb des Strafprozessrechts einer 6konomischen Ana-
lyse unterzogen werden, nimlich die Anreizwirkungen, die sich aus Vergiitungs-
regelungen fiir die Verteidigung ergeben. Ein Rechtsanwalt sieht sich wie jedes
andere Individuum der Zeitallokation gegeniiber und verteilt die verfiigbare Zeit ge-
miB seinen Priferenzen auf Arbeits- und Freizeit (Posner 1993, S. 1; Becker 1965,
S. 493). Es ist schnell ersichtlich, dass das erzielbare Einkommen durch die an-
waltliche Titigkeit eine wichtige Entscheidungsdeterminante darstellt. Dies soll als
Ausgangspunkt dienen, um Anreizwirkungen aufzudecken, die aus 6konomischer
Perspektive zu Fehlallokationen fiihren konnen und von Seiten des Gesetzgebers
vielleicht nicht intendiert sind. Somit kann der Beitrag dem Forschungsprogramm
der normativen 6konomischen Analyse des Rechts zugeordnet werden, deren Auf-
gabe es unter anderem ist, auf Ineffizienzen hinzuweisen und Reformen von Recht
und Justiz anzustof3en.

In Kap. 2 wird ein kurzer Uberblick iiber die Verhiltnisse in anderen Staaten so-
wie tiber die dabei gewonnenen Erkenntnisse gegeben, bevor im dritten Kapitel die
fiir diese Analyse relevanten rechtlichen Grundlagen des Rechtsanwaltsvergiitungs-
gesetzes vorgestellt werden. Darauf aufbauend unterziehen wir dieses in Kap. 4 einer
okonomischen Analyse. In Kap. 5 werden Implikationen de lege ferenda abgeleitet,
bevor der Aufsatz mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse in Kap. 6 endet.

2 Vergiitung von Rechtsanwiilten in der internationalen Diskussion

Die Vergiitungen von rechtlichen Beistdnden in Zivil- und Strafprozessen sind in den
verschiedenen Staaten hochst unterschiedlich ausgestaltet und unterliegen oftmals
einem sehr hohen Ausmal} an Regulierungen (Maurer, Thomas & DeBooth 1999;
Hardege und Waas 2008). Wihrend bei Strafprozessen insbesondere Pauschal- (flat
fee rate) und Zeithonorare (hourly rate) Anwendung finden (Karlan 1993), werden
bei Zivilprozessen insbesondere in den USA oftmals sog. contingency fees verein-
bart, die jedoch in vielen Staaten verboten sind (Emons 2000), wenngleich hier
ein Umdenken stattfindet (Baumann & Friehe 2012; Gabuthy et al. 2021). Letztere
bestehen in einer prozentualen Beteiligung des Anwalts an den Entschidigungszah-
lungen, die dieser fiir den Klienten erzielen kann. Sie werden daher insbesondere
bei Rechtsverfahren, bei denen es um die Durchsetzung von Schadensersatzansprii-
chen etwa gegen medizinische Dienstleister oder Versicherungen geht, vereinbart.
Dabei zeigt die Literatur, dass in Zivilprozessen bei Zeithonoraren verstirkt Rechts-
verfahren in die Wege geleitet werden, die als aussichtslos gelten diirften (angebot-
sinduzierte Nachfrage), was bei einer Vergiitung auf contingent fee basis seltener
der Fall ist (Dana und Spier 1993; Rickman 1999). Letztere hat freilich wieder
andere Nachteile (Emons 2000; Wang 2008; Kubo 2021). Wihrend bei einer Zeit-
vergiitung also insbesondere das Problem der angebotsinduzierten Nachfrage und
der Leistungsausdehnung thematisiert wird, berichtet die Forschung im Falle von
Pauschalhonoraren von der Ausnutzung diskretionérer Spielraume durch moral haz-
ard und shirking, also im Wesentlichen von Schlechtleistung und Driickebergerei
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4 F. Daumann, F. Follert

(Halpern und Turnbull 1983; Wang 2008). Dabei lassen sich die Erkenntnisse, die
fiir Zeit- und Pauschalhonorare im Zusammenhang mit Zivilprozessen gewonnen
wurden, auch auf Strafprozesse tibertragen (Schwall 2007; 2016; Agan et al. 2021).

3 Rechtliche Grundlagen der Rechtsanwaltsvergiitung in Deutschland

Bei Strafprozessen kommt dem Verteidiger des Angeklagten eine herausragende
Rolle zu; sein Handeln wird durch die Vergiitungsregelungen kanalisiert. Prinzipiell
ist bei Strafsachen zwischen einem Wahlverteidiger und einem Pflichtverteidiger zu
unterscheiden. Wihrend der Wahlverteidiger vom Beklagten ausgewdhlt wird und
auch zunidchst von diesem zu bezahlen ist, bestellt das Gericht den Pflichtverteidiger
und verauslagt zunédchst dessen Kosten. Diese anfallenden Kosten versucht der Staat
im Nachgang vom Verurteilten zuriickzuerhalten.

Das Rechtsanwaltsvergiitungsgesetz (RVG) geht in § 2 Abs. 1 grundsitzlich von
einer Gebiihr aus, die sich nach dem ,,Wert berechnet, den der Gegenstand der
anwaltlichen Tatigkeit hat (Gegenstandswert).* Die Vergiitung des Verteidigers in
Strafsachen bemisst sich dabei nach den Vorgaben des Teils 4 des Vergiitungsver-
zeichnisses des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes (VV RVG). Dabei hiingt die Hohe
der Gebiihr zunéchst davon ab, ob der Anwalt als Wahl- oder Pflichtverteidiger ta-
tig ist (Pflichtverteidiger erhalten iiberwiegend geringere Gebiihren) und welches
Gericht sachlich zustindig ist. So steigen einige Gebiihren mit der Zunahme der
Position des Gerichts in der Gerichtshierarchie, was mit den Einarbeitungskosten
des Verteidigers begriindet werden kann, die bei komplexeren Verfahren hoher sein
werden. Befindet sich der Mandant in Haft, sind ebenfalls hohere Gebiihrensitze
vorgesehen. Die Vergiitung des Verteidigers setzt sich wiederum aus verschiedenen
Komponenten zusammen (Burhoff 2021, S. 8):

o Einer Grundgebiihr (Nr. 4100 VV RVG), die , fiir die erstmalige Einarbeitung in
den Rechtsfall nur einmal, unabhingig davon, in welchem Verfahrensabschnitt
sie erfolgt®, anféllt und sich zwischen 44 € und 396 € fiir den Wahlverteidiger
belduft (Pflichtverteidiger: 176 €).

o Den Terminsgebiihren (Nr. 4102 VV RVG), die fiir die Teilnahme an Verneh-
mungen, ,,Terminen auflerhalb der Hauptverhandlung, in denen iiber die Anord-
nung oder Fortdauer der Untersuchungshaft oder der einstweiligen Unterbringung
verhandelt wird®, ,,Verhandlungen im Rahmen des Titer-Opfer-Ausgleichs® und
Siihneterminen anfillt. Der Gebiihrenrahmen fiir den Wahlverteidiger bewegt sich
hier zwischen 44 € und 330 € (Pflichtverteidiger: 150€).

e Einer Verfahrensgebiihr (Nr. 4104 VV RVG), die anfillt, sofern der Anwalt schon
hinzugezogen wurde, bevor der Strafbefehl oder die Anklageschrift im Ermitt-
lungsverfahren zugestellt wurde. Diese Gebiihr liegt zwischen 44 € und 319€
(Pflichtverteidiger: 145 €).

o Im ersten Rechtszug eines gerichtlichen Strafverfahrens treten wiederum eine Ver-
fahrensgebiihr und Terminsgebiihren auf. So belduft sich die Verfahrensgebiihr bei
einer vor dem Amtsgericht verhandelten Strafsache auf 44 € bis 319€ (Nr. 4106
VV RVG) und bei einer vor dem OLG verhandelten auf 110€ bis 759 € (Nr. 4118
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VV RVG). Eine Terminsgebiihr fillt fiir jeden Hauptverhandlungstag an; sie be-
trigt fiir Verfahren vor dem Amtsgericht 77 € bis 528 € (Nr. 4108 VV RVG) und
fiir Verfahren vor dem OLG bspw. 143 € bis 1023 € (Nr. 4120 VV RVG).

o Daneben gibt es eine sog. ,,Befriedungsgebiihr (Nr. 4141 VV RVG), die in Hohe
der Verfahrensgebiihr veranschlagt wird, wenn durch die anwaltliche Mitwirkung
das Verfahren eingestellt oder die Hauptverhandlung entbehrlich wird. ,,Die Ge-
biihr entsteht, wenn 1. das Strafverfahren nicht nur vorldufig eingestellt wird oder
2. das Gericht beschliefit, das Hauptverfahren nicht zu erdffnen oder 3. sich das
gerichtliche Verfahren durch Riicknahme des Einspruchs gegen den Strafbefehl,
der Berufung oder der Revision des Angeklagten oder eines anderen Verfahrens-
beteiligten erledigt ... oder 4. das Verfahren durch Beschluss nach § 411 Abs. 1
Satz 3 StPO endet” (Nr. 4141 VV RVG, Abs. 1).

o Ferner konnen Pauschalen fiir Post- und Telekommunikationsdienstleistungen
(Nr. 7002 VV RVG), Fahrtkosten bei auswirtigen Gerichtsterminen (Nr. 7003-7004
VV RVG), das Tage- und Abwesenheitsgeld (Nr. 7005 VV RVG) sowie eine Ak-
teneinsichtspauschale in Rechnung gestellt werden.

o Im Rahmen einer Berufung oder gar Revision fallen wiederum Verfahrensgebiih-
ren und Terminsgebiihren an.

Der Wahlverteidiger hat zudem die Moglichkeit, gem. § 3a RVG mit dem Ange-
klagten eine Vergiitungsvereinbarung auf Stundenbasis zu treffen. Allerdings muss
die Landeskasse im Fall ihrer Verpflichtung zur Kostenerstattung (zum Beispiel bei
einem Freispruch) lediglich die ,,gesetzliche Vergiitung* erstatten.

Neben der Vergiitung der Verteidigung ist bedeutsam, dass die Rechte des Ange-
klagten zunehmend ausgeweitet wurden:

1. So wurden bspw. die Anforderungen an die Zuriickweisungen von Beweisantra-
gen angehoben. Es ist also schwieriger fiir das Gericht geworden, Beweise oder
weitere Zeugen abzulehnen.

2. Ebenso wurde die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren verbessert.
Wihrend friiher fiir den Beschuldigten bei einer notwendigen Verteidigung (§ 140
StPO in der vor dem 13.12.2019 geltenden Fassung), also etwa in dem Falle, dass
,,dem Beschuldigten ein Verbrechen zur Last gelegt wird** (§ 140 Abs. 1 Nr. 2 StPO
in der vor dem 13.12.2019 geltenden Fassung), dann ein Pflichtverteidiger bestellt
wurde, ,,sobald er gemif § 201 zur Erklérung tiber die Anklageschrift aufgefordert
worden ist” (§ 141 Abs. 1 StPO in der vor dem 13.12.2019 geltenden Fassung),
sieht die neue Fassung nun eine sofortige Bestellung des Pflichtverteidigers vor:
»(1) In den Fillen der notwendigen Verteidigung wird dem Beschuldigten, dem
der Tatvorwurf erdffnet worden ist und der noch keinen Verteidiger hat, unver-
ziiglich ein Pflichtverteidiger bestellt, wenn der Beschuldigte dies nach Belehrung
ausdriicklich beantragt” (§ 141 Abs. 1 Satz 1 StPO (StrafprozeBordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBI. I S. 1074, 1319), die
zuletzt durch Artikel 15 Absatz 6 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBI. 1 S. 882)
gedndert worden ist)).
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6 F. Daumann, F. Follert

4 Okonomische Analyse der Anreizwirkung

Die ckonomische Analyse des Rechts geht im Sinne des 6konomischen Verhaltens-
modells davon aus, dass Individuen bei ihren Entscheidungen — zumindest intuitiv —
eine Abwégung zwischen den geschitzten Kosten und dem erwarteten Nutzen einer
Handlung vornehmen (Posner 1975, S. 761; Schmidtchen und Weth 1999, S. 14f.).
Diese Annahme wird grundsitzlich fiir simtliche Akteure des Rechtssystems im
Allgemeinen sowie die Beteiligten des Gerichtsprozesses getroffen (Posner 1975,
S. 757; 1993, S. 1; Follert 2020). Die Entscheidungstheorie differenziert grundsétz-
lich zwischen der Zielfunktion eines Individuums, die sich aus den individuellen Pri-
ferenzen inklusive deren Gewichtung ergibt, und den Restriktionen. Insofern werden
die tendenziell unbegrenzten Wiinsche durch den Mdglichkeitsraum (oder das Ent-
scheidungsfeld) beschrinkt (Kirchgissner 2013, S. 13f.; Bitz 1981, S. 20-45; Laux
et al. 2014, S. 5-7 und S. 32-40). Aus 6konomischer Perspektive interessieren ins-
besondere die veridnderten Rahmenbedingungen. Hierzu wird in einer konomischen
Analyse davon ausgegangen, dass ein Akteur — hier der Anwalt — eine Maximie-
rung seines Nutzens anstrebt. Dieser kann finanzieller oder nichtfinanzieller Natur
sein (Emrich und Follert 2019, S. 341). Vereinfachend soll postuliert werden, dass
diese Zielsetzung manifest und iiber die Zeit unverdnderlich ist. Vor dem Hinter-
grund dieser Verhaltensannahme soll die zweite Entscheidungsdeterminante — der
Moglichkeitsraum — einer eingehenden Analyse unterzogen werden.

Die Verianderung der Rahmenbedingungen, also insbesondere die Besserstellung
des Beschuldigten, und die Vergiitung der Verteidigung setzen starke Anreize, die
Verfahrensldange auszudehnen (Mosbacher 2019), denn der Nutzen des Verteidigers
erhoht sich dadurch. Eine Ausdehnung des Verfahrens fiihrt jedoch zu weiteren Fol-
gekosten an anderer Stelle: So wird die Kapazitit der Gerichtsbarkeit erheblich in
Anspruch genommen, woraus sich neben Personalkosten etwa fiir die Richterschaft
und fiir das sonstige in die Rechtsprechung involvierte Personal auch Sachkosten
etwa in Form der Abschreibungen fiir die fiir die Rechtsprechung notwendigen Sach-
anlagen (Gebdude) ergeben. Da offenbar auch bei einer kiirzeren Verfahrensdauer
nicht mit Einbuf3en an der Qualitit der Rechtsprechung zu rechnen ist, resultieren aus
den verdnderten Rahmenbedingungen erhebliche volkswirtschaftliche Ineffizienzen
(Gerking 1999, S. 38-40; Schmidt 1999, S. 46f.).

Damit stellt sich die Frage, wie aus ordnungsokonomischer Sicht die Verfahrens-
lange vermindert und damit die Produktivitit der Strafjustiz erhoht werden kann,
ohne dass zugleich die Qualitit der Verteidigung absinkt. Bei den folgenden Uber-
legungen soll eine Anpassung der Vergiitung der Verteidiger im Mittelpunkt stehen.
Sicherlich wire auch eine Korrektur der Rahmenbedingungen geeignet, die Ver-
fahrensdauern zu reduzieren, etwa indem die Zuriickweisung von Beweisantrigen
erleichtert wiirde.

Aus o6konomischer Perspektive handelt es sich bei der Leistung des Verteidigers
in Form der Verteidigung des Angeklagten um eine Dienstleistung, bei der zwi-
schen Inputfaktoren und Outputfaktoren unterschieden werden kann (Schulenburg
1981). Eine Vergiitung der Strafverteidigung kann damit sowohl output-orientiert
oder input-orientiert erfolgen. Zudem sind Kombinationsmdoglichkeiten zwischen
einer output-orientierten und einer input-orientierten Vergiitung denkbar.
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Eine output-orientierte Vergiitung wiirde mehr oder minder einem Erfolgshono-
rar des Strafverteidigers entsprechen. Die Konsequenz wire, dass der Verteidiger
alles daransetzen wiirde, seinen Mandanten vor einer Verurteilung zu bewahren.
Vor diesem Hintergrund hitte er kein Interesse, das Verfahren unnétig in die Linge
zu ziehen. Ein Nachteil fiir manchen Beschuldigten wire jedoch, dass er — sofern
der Fall aus Sicht des potenziellen Verteidigers als kaum gewinnbar erscheint —
keinen Verteidiger finden wiirde. Es kidime also zu einer ,,Beschuldigtenselektion®.
Allerdings lieBe sich dieses Problem durch eine Nachjustierung des ,,Erfolgs® zu-
mindest partiell korrigieren. Insbesondere fiir Pflichtverteidiger wire es notwendig,
eine abweichende Vergiitungsregelung zu finden.

Fiir eine input-orientierte Vergiitung konnen verschiedene Ansatzpunkte gewihlt
werden: Analog zu denkbaren Vergiitungsregelungen bei niedergelassenen Arzten
wiren eine Vergiitung des Faktoreinsatzes, eine Vergiitung der potenziellen Faktor-
einsatzmengen (Fallpauschale) oder eine Einzelleistungsvergiitung moglich.!

Eine Vergiitung auf Basis der tatsidchlich verbrauchten Faktoreinsatzmengen wiir-
de dazu fiihren, dass die Verfahrensdauer tendenziell ausgedehnt wiirde, da mit zu-
nehmender Verfahrensdauer mehr Faktoreinsatzmengen in Rechnung gestellt werden
konnen, was das Einkommen des Verteidigers erhoht, obwohl die hochsten Kosten
zu Beginn durch die Einarbeitung in den Fall entstehen. Der Verteidiger hitte hier
allenfalls ein sehr geringes Interesse an einem wirtschaftlichen Umgang mit den
Ressourcen. Weil der Verteidiger im Wettbewerb mit seinen Kollegen um Man-
danten buhlen muss, und diese Vergiitungsform etwaige Qualititsbestrebungen des
Verteidigers nicht behindert, kann allerdings davon ausgegangen werden, dass der
Verteidiger zudem einen Anreiz hat, eine hohe Qualitéit der Verteidigung zu erbrin-
gen. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der zunehmend besseren Informa-
tionslage zu erwarten, da beispielsweise Vergleichsportale im Internet potenzielle
Nachfrager iiber Bewertungen durch bisherige Mandanten informieren.

Bei einer Vergiitung auf Basis der potenziell zu verbrauchenden Faktoreinsatz-
mengen sei an die Vergiitung der Krankenhduser erinnert: Diese erfolgt auf Grund-
lage von sog. Diagnosis Related Groups (DRGs). Bei dem DRG-System handelt
es sich im Prinzip um ein Klassifikationssystem, das Fille sog. Fallgruppen zu-
ordnet, in denen der vermutete Ressourcenverbrauch gleich ist. Beim DRG-System
werden hierbei Fille im Wesentlichen aufgrund von Haupt- und Nebendiagnosen
sowie demographischen Variablen zu einer Fallgruppe zusammengefasst. Die Fille
einer Fallgruppe werden dann einheitlich vergiitet, wobei sich die Vergiitung an den
durchschnittlichen Ressourcenverbriduchen des Vorjahres orientieren. Die Nachteile
eines derartigen Systems sind die aufwendige Fallklassifikation sowie die Bestim-
mung der Verbrauche, auf deren Grundlagen wieder die Preise ermittelt werden. Im
Bereich der Krankenhausvergiitung werden weitere Probleme in der Verminderung
der Qualitit (deswegen ging die Einfiihrung des DRG-Systems mit entsprechenden
Vorgaben zur Qualitdtssicherung einher) und der Patientenselektion gesehen. Bei
letzterem wird befiirchtet, dass insbesondere Patienten mit komplexen Krankheits-
bildern verstirkt in Uni-Kliniken abgeschoben werden. Bei einer Ubertragung des

I Wird von selbstiindig titigen Rechtsanwilten ausgegangen, so eignet sich ein Fixum nicht. Ebenso er-
scheint eine Kopfpauschale als ungeeignet.
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Systems auf die Vergiitung von Strafverteidigern diirfte das Qualitédtsproblem wegen
des Wettbewerbs um Mandanten eine untergeordnete Rolle spielen. Allerdings liee
sich sicherlich nicht eine Selektion der Beschuldigten verhindern, da Strafverteidi-
ger die Verteidigung bei komplexen Fillen tendenziell ablehnen diirften. Weiterhin
diirfte sich die Erstellung des Klassifikationssystems und die Ermittlung der Ver-
briauche bzw. die darauf basierende Festlegung der Vergiitung als sehr aufwendig
und biirokratisch erweisen. In Bezug auf die Verfahrensdauer hitte eine derartige
Vergiitung allerdings einen erheblich dimpfenden Effekt.

Eine Vergiitung auf Basis von Einzelleistungen — das ist in etwa das Vergiitungs-
verfahren, das aktuell zur Anwendung kommt — birgt einen erheblichen Anreiz,
insbesondere die fiir den Verteidiger lukrativen Einzelleistungen auszudehnen und
damit die Verfahrensdauer zu erhohen. So zeigte sich, dass sich durch die Abschaf-
fung der Beweisgebiihr in Zivilprozessen die Verfahrensdauer merklich verkiirzte
(Mosbacher 2019). Auch hier kann aufgrund des Wettbewerbs um Mandanten davon
ausgegangen werden, dass ein grofer Anreiz, eine hohe Qualitdt der Verteidigung
zu liefern, gesetzt wird.

5 Implikationen

Eine Korrektur miisste also dergestalt erfolgen, dass Anreize zur Verminderung der
Verfahrensdauer gesetzt werden, ohne dass die Qualitit der Verteidigung dadurch
negativ beeintriachtigt wird. Insofern liegt ein Optimierungsproblem zwischen den
Grenzkosten der Dauer eines Verfahrens und dem Grenznutzen einer qualitativ an-
gemessenen Verteidigung vor. Die Dauer eines Verfahrens darf aus 6konomischer
Sicht nur so lange ausgedehnt werden, bis die zusétzlichen Kosten, die durch eine
marginale Verldngerung entstehen, dem korrespondierenden Grenznutzen der Qua-
litdtsverbesserung entsprechen. Dies bedeutet aber auch, dass eine Reduzierung der
Verfahrensdauer ebenfalls mit Kosten einhergeht (Schmidtchen 1999, S. 24), die
sich im Nutzenverzicht einer angemessenen Verteidigung manifestieren. Zur Be-
griindung dieser Modellbildung kann angefiihrt werden, dass eine Verldngerung des
Verfahrens mit Kosten einhergeht, die einer ,,Entwertung des Urteils* (Schmidtchen
1999, S. 23) gleichkommen. Ein Klédger — sei dies eine Privatperson oder der Staat —
misst einem Urteil einen (subjektiven) Wert bei (Schmidtchen 1999, S. 23f.). Da der
Verbrauch an knappen Ressourcen als eine Funktion der Verfahrensdauer verstanden
werden kann und der Ressourcenverbrauch wiederum Kosten darstellt, die den Wert
mindern, ist eine Ausdehnung des Verfahrens iiber das Optimum ineffizient.

Ein Vergleich der Kosten und Nutzen und daraus folgend die Festlegung einer
optimalen Dauer eines Strafverfahrens geht allerdings ebenfalls mit Kosten der Er-
mittlung einher, sodass auch hier abgewogen werden muss. Geldnge man zu dem
Schluss, dass die Berechnung als nicht lohnend erscheint, miisste ein Alternativver-
fahren gefunden werden. Ein in praxi realisierbarer Losungsansatz konnte in einer
Abstaffelung der Terminsgebiihren gesehen werden. Dabei wiirde ausgehend von der
Definition einer Standardverfahrensdauer die Terminsgebiihren fiir die die Standard-
verfahrensdauer tiberschreitenden Hauptverhandlungstage prozentual vermindert.
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Zur Bestimmung der Standardverfahrensdauer wire es moglich, zunichst die
Strafverfahren nach dem Straftatbestand zu differenzieren. Fiir die jeweiligen Straf-
tatbestéinde konnten dann als Durchschnitt der Verhandlungsdauern vergangener Jah-
re die jeweiligen Standardverfahrensdauern festgelegt werden. In Abhingigkeit von
der Anzahl der beriicksichtigten vergangenen Jahre passten sich diese mit entspre-
chender Verzogerung an etwaige Verdnderungen im Strafprozess an. Dabei ist nicht
davon auszugehen, dass Verteidiger Verfahren bewusst in die Linge ziehen, damit
im Folgejahr die Standardverfahrensdauer ansteigt, sofern die Abstaffelung entspre-
chend ausgestaltet wird. Aus okonomischer Sicht wiirde es sich hierbei um ein
Kollektivgut handeln, da es allen Strafverteidigern zugute kédme, aber die Kosten
durch einen einzelnen zu tragen wiren, so dass dieser kaum Anreize hitte, eine
entsprechende Ausdehnung des Verfahrens anzustreben.

Auf diese Weise wiirden entsprechende Anreize gesetzt, die Standardverfahrens-
dauer nicht zu stark zu iiberschreiten. Eine derartige Vergiitungsregelung liele sich
auch vergleichsweise unbiirokratisch umsetzen.

6 Zusammenfassung

Die Vergiitungsregelungen der Strafverteidiger und die Ausweitung der Rechte der
Angeklagten setzen Anreize, die Strafverfahren erheblich auszudehnen, ohne dass
dadurch die Entscheidungsqualitidt verbessert wird. Insofern liegt es nahe, insbe-
sondere auf Basis der aktuellen Vergiitungsregelung eine Fehlallokation knapper
Ressourcen anzunehmen. Dies wirkt sich dahingehend aus, dass entweder zusitzli-
che Ressourcen in die entsprechende Gerichtsbarkeit gelenkt werden miissen oder
aber sich Strafverfahren weiter verzogern, da die Justiz nur eine bestimmte Ent-
scheidungskapazitit aufweist. Beides geht mit erheblichen gesellschaftlichen Kosten
einher.

Aus okonomischer Perspektive ist eine optimale Verfahrensdauer festzulegen,
die die Grenzkosten und den Grenznutzen einer marginalen Verfahrensausdehnung
ausgleicht. Die gegenwirtigen Vergiitungsregeln begiinstigen die Ausdehnung von
Strafverfahren iiber die aus 6konomischer Perspektive optimale Dauer hinaus. Um
diesen Fehlanreizen entgegenzuwirken, bietet es sich an, die Vergiitung der Straf-
verteidiger zu modifizieren. Ein Ansatzpunkt hierfiir konnte eine Abstaffelung der
Terminsgebiihren sein, etwa in der Form, dass ausgehend von einer straftatbezoge-
nen Standardverfahrensdauer die dariiberhinausgehenden Terminsgebiihren reduziert
werden. Auf diese Weise konnte es gelingen, die Verfahrensdauern entsprechend zu
reduzieren, ohne dass dies zu einer Einbufle bei der Qualitdt der Dienstleistung
Strafverteidigung fiihrt.

Danksagung Die Autoren danken einem anonymen Gutachter fiir wertvolle Hinweise.

Funding Open Access funding enabled and organized by Projekt DEAL.
Open Access Dieser Artikel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Li-

zenz verdffentlicht, welche die Nutzung, Vervielfiltigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die urspriinglichen Autor(en) und die Quelle ord-

@ Springer



10 F. Daumann, F. Follert

nungsgemiB nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifiigen und angeben, ob Anderungen
vorgenommen wurden.

Die in diesem Artikel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen ebenfalls der genannten
Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts anderes ergibt. Sofern das betref-
fende Material nicht unter der genannten Creative Commons Lizenz steht und die betreffende Handlung
nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist fiir die oben aufgefiihrten Weiterverwendungen des
Materials die Einwilligung des jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

Weitere Details zur Lizenz entnehmen Sie bitte der Lizenzinformation auf http://creativecommons.org/
licenses/by/4.0/deed.de.

Literatur

Agan, A., Freedman, M., & Owens, E. (2021). Is your lawyer a lemon? Incentives and selection in the
public provision of criminal defense. Review of Economics and Statistics, 103(2), 294-309.

Baumann, F., & Friehe, T. (2012). Contingent fees meet the British rule: an exploratory study. Public
Choice, 150, 499-510. https://doi.org/10.1007/s11127-010-9712-8.

Becker, G.S. (1965). A theory of the allocation of time. The Economic Journal, 75(299), 493-517.

Becker, G.S. (1968). Crime and punishment: an economic approach. Journal of Political Economy, 76(2),
169-217.

Bitz, M. (1981). Entscheidungstheorie. Miinchen: Vahlen.

Buchanan, J.M. (1975). The limits of liberty: between anarchy and leviathan. Chicago: University of
Chicago Press.

Burhoff, D. (2021). Anderungen bei der Vergiitung der Verteidiger/Rechtsanwilte in Straf- und BuB-
geldsachen durch das KostRAG 2021. Strafverteidiger Forum, unter: https://www.burhoff.de/veroeff/
aufsatz/2021/StraFo_2021_8.htm. Zugegriffen: 18. Mai 2022.

Caesar, P., & Gerhardt, R. (1994). Vom ,,stummen® und vom ,lauten“ dissenting: ,,Die Justiz ist immer
gléserner geworden®. Zeitschrift fiir Rechtspolitik, 27(10), 402-403.

Calabresi, G. (1961). Some thoughts on risk distribution and the law of torts. The Yale Law Journal, 70(4),
499-553.

Coase, R.H. (1960). The problem of social cost. The Journal of Law and Economics, 3, 1-44.

Dana, J., & Spier, K. (1993). Expertise and contingent fees: the role of asymmetric information in attorney
compensation. The Journal of Law, Economics, and Organization, 9, 349-367.

Eichenberger, J. (2004). Grundziige der Mikrookonomik. Tiibingen: Mohr Siebeck.

Eidenmiiller, H. (1997). Rechtsanwendung, Gesetzgebung und 6konomische Analyse. Archiv fiir die civi-
listische Praxis, 197(1/2), 80—135.

Eidenmiiller, H. (2015). Effizienz als Rechtsprinzip. Tiibingen: Mohr Siebeck.

Emons, W. (2000). Expertise, contingent fees, and insufficient attorney effort. International Review of Law
and Economics, 20(1), 21-33. https://doi.org/10.1016/S0144-8188(00)00019-3.

Emrich, E., & Follert, F. (2019). Totgesagte leben langer! Einige Anmerkungen zum Homo Oeconomicus
als Methode. Wirtschaftspolitische Bliitter, 66(3), 337-348.

Follert, F. (2018). Kriminalitit und Strafrecht aus 6konomischer Sicht. Zeitschrift fiir die gesamte Straf-
rechtswissenschaft, 130(2), 420—437.

Follert, F. (2019). On the punishment of white-collar and tax crime: an economic analysis. Compliance
Elliance Journal, 6, 26—43.

Follert, F. (2020). Squeeze-out and business valuation in Germany—A law and economics analysis of
judicial decision-making. Accounting, Economics, and Law: A Convivium. https://doi.org/10.1515/
ael-2020-0118.

Gabuthy, Y., Peterle, E., & Tisserand, J.-C. (2021). Legal fees, cost-shifting rules and litigation: experi-
mental evidence. Journal of Behavioral and Experimental Economics, 93, 101705. https://doi.org/10.
1016/j.socec.2021.101705.

Gerking (1999). Die wirtschaftlichen Folgen langer Verfahrensdauer. In D. Schmidtchen & S. Weth
(Hrsg.), Der Effizienz auf der Spur: Die Funktionsfihigkeit der Justiz im Lichte der okonomischen
Analyse des Rechts. Baden-Baden: Nomos.

Halpern, P.J., & Turnbull, S.M. (1983). Legal fees contracts and alternative cost rules: an economic ana-
lysis. International Review of Law and Economics, 3, 3-26.

@ Springer


http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
https://doi.org/10.1007/s11127-010-9712-8
https://www.burhoff.de/veroeff/aufsatz/2021/StraFo_2021_8.htm
https://www.burhoff.de/veroeff/aufsatz/2021/StraFo_2021_8.htm
https://doi.org/10.1016/S0144-8188(00)00019-3
https://doi.org/10.1515/ael-2020-0118
https://doi.org/10.1515/ael-2020-0118
https://doi.org/10.1016/j.socec.2021.101705
https://doi.org/10.1016/j.socec.2021.101705

Einige konomische Uberlegungen zu (Fehl-)Anreizen des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes... 11

Hardege, S., & Waas, B. (2008). Rechtsanwaltsvergiitung in Europa, Koln. https://www.brak.de/fileadmin/
02_fuer_anwaelte/gebuehren-und-honorare/iw-studie.pdf. Zugegriffen: 18. Mai 2022.

von Hayek, F. A. (2003). Recht, Gesetz und Freiheit. In A. Bosch, M.E. Streit, V. Vanberg & R. Veit
(Hrsg.), Gesammelte Schriften in deutscher Sprache. Tiibingen: Mohr Siebeck.

Hyckel, J. (2020). Prozessokonomie: Theorie und Methodik effizienter Rechtserkenntnis im Verwaltungs-
prozess. Baden-Baden: Nomos.

Karlan, P.S. (1993). Contingent fees and criminal cases. Columbia Law Review, 93, 595-638.

Kirchgidssner, G. (2013). Homo oeconomicus. Mohr Siebeck.

Kirstein, R. (1999). Imperfekte Gerichte und Vertragstreue. Wiesbaden: Deutscher Universititsverlag.

Kubo, E.R. (2021). Abandoning the contingent fee: why personal injury cases should move to retainer fee
agreements. Journal of Law, Economics & Policy, 16(1), 91-108.

Laux, H., Gillenkirch, R.M., & Schenk-Mathes, H.Y. (2014). Entscheidungstheorie. Berlin, Heidelberg:
Springer.

Maurer, V.G., Thomas, R.E., & DeBooth, P.A. (1999). Attorney fee arrangements: the US and Western
European perspectives. Northwestern Journal of International Law & Business, 19, 272-329.

Mosbacher, A. (2019). Modernisierung des Strafverfahrens: Ein Gesetz allein reicht nicht. https:/www.
Ito.de/persistent/a_id/39099/. Zugegriffen: 18. Mai 2022.

Neunzig (1999). Verfahrensdauer bei den Zivilgerichten: Einleitung. In D. Schmidtchen & S. Weth (Hrsg.),
Der Effizienz auf der Spur: Die Funktionsfihigkeit der Justiz im Lichte der okonomischen Analyse des
Rechts. Baden-Baden: Nomos.

Posner, R. A. (1985). An economic theory of the criminal law. Columbia Law Review, 85(6), 1193-1231.

Posner, R. A. (1993). What do judges and justices maximize? (The same thing everybody else does). Su-
preme Court Economic Review, 3, 1-41.

Posner, R. A. (1975). The economic approach to law. Texas Law Review, 53, 757-782.

Rickman, N. (1999). Contingent fees and litigation settlement. International Review of Law and Econo-
mics, 19, 295-317.

Schifer, H.-B., & Ott, C. (2020). Lehrbuch der ckonomischen Analyse des Zivilrechts (6. Aufl.). Berlin,
Heidelberg: Springer.

Schmidt, G. (1999). Verkiirzung von Verfahrenslaufzeiten — Rationale Analse oder Macht des Zufalls. In
D. Schmidtchen & S. Weth (Hrsg.), Der Effizienz auf der Spur: Die Funktionsfihigkeit der Justiz im
Lichte der okonomischen Analyse des Rechts. Baden-Baden: Nomos.

Schmidtchen, D. (1999). Reformvorschlige: Hin zu einer effizienten Justiz: Einleitung. In D. Schmidt-
chen & S. Weth (Hrsg.), Der Effizienz auf der Spur: Die Funktionsfiihigkeit der Justiz im Lichte der
okonomischen Analyse des Rechts. Baden-Baden: Nomos.

Schmidtchen, D. (2000). Homo oeconomicus und das Recht. CSLE discussion paper (2000-03). Saar-
briicken: Universitit des Saarlandes, Center for the Study of Law and Economics (CSLE). http://hdl.
handle.net/10419/23061

Schmidtchen, D., & Weth, S. (Hrsg.). (1999). Der Effizienz auf der Spur: Die Funktionsfihigkeit der Justiz
im Lichte der konomischen Analyse des Rechts. Baden-Baden: Nomos.

von der Schulenburg, J.-M. (1981). Systeme der Honorierung frei praktizierender Arzte und ihre Allkoati-
onswirkung. Tiibingen: Mohr Siebeck.

Schwall, B. (2007). A study of how different incentive systems can impact criminal defense. Dissertation
Clemson University.

Schwall, B. (2016). Getting what you paid for: how payment methods affect attorneys’ behaviors. Clemson
University. Working paper.

Wang, S. (2008). The optimality of contingent fees in the agency problem of litigation. International
Review of Law and Economics, 28(1), 23-31. https://doi.org/10.1016/j.irle.2007.12.006.

@ Springer


https://www.brak.de/fileadmin/02_fuer_anwaelte/gebuehren-und-honorare/iw-studie.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/02_fuer_anwaelte/gebuehren-und-honorare/iw-studie.pdf
https://www.lto.de/persistent/a_id/39099/
https://www.lto.de/persistent/a_id/39099/
http://hdl.handle.net/10419/23061
http://hdl.handle.net/10419/23061
https://doi.org/10.1016/j.irle.2007.12.006

	Einige ökonomische Überlegungen zu (Fehl‑)Anreizen des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes im Strafprozess
	Zusammenfassung
	Abstract
	Einleitende Bemerkungen
	Vergütung von Rechtsanwälten in der internationalen Diskussion
	Rechtliche Grundlagen der Rechtsanwaltsvergütung in Deutschland
	Ökonomische Analyse der Anreizwirkung
	Implikationen
	Zusammenfassung
	Literatur


